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Beschäftigungspotentiale des Dienstleistungsbereichs 
in ostdeutschen Städten

Das Beispiel Brandenburg

von Martin G o r n i g

1. Vorbemerkungen

Mit der Vereinigung beider deutscher Staaten haben 
sich die ökonomischen Entwicklungsbedingungen der 
Dienstleistungen in ostdeutschen Städten einschneidend 
verändert. Die Kommunen müssen auf die veränderten Be­
dingungen reagieren. Dies gilt im besonderen für den 
Städtebau und die Stadtentwicklungsplanung. Der Städte­
bau muß sich daher frühest möglich auf erkennbare und 
denkbare Veränderungen einstellen. Um dies leisten zu 
können, ist es notwendig, Vorstellungen darüber zu ent­
wickeln,

— welche Aufgaben die Städte zukünftig wahrnehmen 
werden,

— welche wirtschaftlichen Aktivitäten damit verbunden 
sind und

— welche Anforderungen sich daraus an das städtebau­
liche Umfeld ergeben.

Angesichts der enormen Unsicherheiten über die ge­
genwärtige Entwicklung in den neuen Bundesländern ist 
allerdings eine Bestimmung der zukünftigen Aufgaben­
schwerpunkte einzelner Städte nur bedingt möglich. Im fol­
genden wird anhand des Beispiels der Stadt Brandenburg 
versucht, in unterschiedlichen Szenarien die Entwick­
lungspotentiale des Dienstleistungsbereichs bei alterna­
tiven Prioritätensetzungen abzugreifen1.

2. Funktionswandel der Städte

Ein Hauptproblem der Städte in den neuen Bundeslän­
dern ist — neben den ökonomischen Umstellungsschwie­
rigkeiten — die Anpassung städtischer Funktionen an die 
Anforderungen moderner Volkswirtschaften. Hierbei geht 
es im wesentlichen darum, den Funktionswandel, der in 
den westdeutschen Städten nach 1945 stattgefunden hat, 
in Ostdeutschland in sehr kurzer Zeit nachzuholen.

Bis zum Zweiten Weltkrieg waren die Städte — trotz zu­
nehmender tertiärer Funktionen vornehmlich in den 
großen Zentren —  durch die Industrialisierung geprägt

(Croon 1963). In den fünfziger und sechziger Jahren deu­
tete sich in Westdeutschland jedoch schon ein Funktions­
wandel an. In den großen Städten wuchs zwar die Beschäf­
tigung in der Industrie weiter, zunehmender Flächenbedarf 
und starker Arbeitskräftemangel begrenzten jedoch die Ex­
pansionsmöglichkeiten der Betriebe. Es begann eine Aus­
lagerung der Industrie aus den Zentren in das Umland. 
Viele mittelgroße Städte konnten dabei von dieser Entwick­
lung profitieren und hatten einen erheblichen Anstieg der 
Industriebeschäftigung zu verzeichnen (Böventer 1987; 
Boustedt 1966). Seit den siebziger und insbesondere zu 
Beginn der achtziger Jahre ging aber auch in den meisten 
mittelgroßen Städten Westdeutschlands die Beschäfti­
gung im verarbeitenden Gewerbe deutlich zurück. Gleich­
zeitig beschleunigte sich das Wachstum der Dienstlei­
stungen (Heuer 1985; Füllenkemper 1981).

Getragen wurde dieses Wachstum in westdeutschen 
Städten wesentlich von den unternehmensorientierten 
Dienstleistungsbereichen. Zunehmende internationale 
Konkurrenz, verstärkte Diversifizierung der Produktpalette 
und erhöhte technologische Anforderungen steigerten den 
Bedarf an Beratungs-, Finanzierungs-, Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten. Deutliche Zuwächse realisierten 
aber auch personen- und haushaltsorientierte Dienstlei­
stungen. Bei steigendem Einkommen der Haushalte profi­
tierten davon besonders der Handel, das Kreditgewerbe 
und Freizeitdienstleistungen sowie das Bildungs-, 
Gesundheits- und Sozialwesen (Güttler u.a. 1989, Bade 
1987).

Zu Beginn der neunziger Jahre liegt damit der Aufgaben­
schwerpunkt der meisten auch mittelgroßen Städte in 
Westdeutschland nicht mehr im Industriesektor, sondern 
im Dienstleistungsbereich. Auch für die Städte in Ost­
deutschland ist von einem derartigen Funktionswandel 
auszugehen, obwohl zum jetzigen Zeitpunkt genaue Aus-

1 Grundlage für diesen Beitrag ist eine Untersuchung des DIW 
über die Innenstadt Brandenburg im Aufträge der Gemeinnüt­
zigen Siedlungs- und W ohnungsbaugesellschaft mbH, Berlin, 
Januar 1991.
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sagen zur Dynamik und Struktur dieser Entwicklung kaum 
möglich sind und deutliche Unterschiede in den Entwick­
lungsbedingungen bestehen.

Der Industriesektor steht in den neuen Bundesländern 
vor großen Problemen. Viele Industrieprodukte können 
sich preislich, vor allem aber in der objektiven wie subjek­
tiven Produktqualität im Wettbewerb nicht behaupten. In ei­
nigen Fällen besteht angesichts steigender Lohn- und 
Umweltschutzkosten auch kaum die Möglichkeit, die 
Produktion unter den veränderten Rahmenbedingungen 
aufrechtzuerhalten. Betriebsschließungen sind unver­
meidbar. Aber auch wenn eine Anpassung an internatio­
nale Wettbewerbsbedingungen gelingt, wird dies oft nur 
durch eine massive Rationalisierung der Produktion und 
Beschäftigungsabbau möglich sein. (z.B. DIW 1990, 
Vogler-Ludwig 1990).

Bei der Betrachtung einzelner Städte können diese Pro­
bleme verdichtet auftreten, da zum einen in Ostdeutsch­
land die Industrie noch stark auf städtische Regionen kon­
zentriert ist und zum anderen oft nur wenige Großbetriebe 
die Industriestruktur bestimmen (Scherf u.a. 1990). Im Bei­
spielsfall der Stadt Brandenburg liegt ein besonderes Ge­
fährdungspotential in der einseitigen Ausrichtung des pro­
duzierenden Gewerbes. Neben der dominierenden Eisen- 
und Stahl Verarbeitung und einiger Weiterverarbeitungsbe­
triebe sind nur noch das Bekleidungsgewerbe und die Her­
stellung von Baufertigteilen bedeutende Arbeitgeber in der 
Stadt. Zwar könnte sich aufgrund des Vorleistungsbedarfs 
für die Modernisierung der Infrastruktur und den W irt­
schaftsbau die Nachfrage in diesem Bereich vergleichs­
weise günstig entwickeln. Wenn es den einzelnen Be­
trieben aber nicht gelingt, daran zu partizipieren, könnte 
der Beschäftigungsabbau in der Stadt überdurchschnitt­
lich hoch sein.

Unter weitaus günstigeren Vorzeichen steht die Entwick­
lung der Dienstleistungen in den neuen Bundesländern. 
Eine Steigerung der Effizienz der Produktionsprozesse 
und eine Verbesserung der Produktqualität und des Ab­
satzes der Warenproduktion ist nur denkbar, wenn es zu 
einer deutlichen Ausweitung der Beratungs-, Finanzie- 
rungs-, Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten kommt. 
Auch wenn Qualifikationsengpässe bestehen und eine 
Reihe von Industriebetriebengeschlossen werden, ist den­
noch mit einer deutlichen Beschäftigungszunahme auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR bei unternehmensorien­
tierten Dienstleistungen zu rechnen (Görzig, Gornig 1991).

Von einer hohen Dynamik ist auch bei den privaten haus­
haltsorientierten Dienstleistungen auszugehen. Die bishe­
rigen Kapazitäten in den Bereichen Handel, Kredit- und 
Versicherungswesen, Gastgewerbe usw. reichen auch 
unter Berücksichtigung des zur Zeit noch geringen Ein­
kommensniveaus nicht aus, den Bedarf zu decken. Hierfür 
spricht auch die bisherige Konzentration westlicher Investi­
tionen in den Vertrieb und die hohe Zahl von Gewerbean­
meldungen in diesem Bereich. Eine deutliche Zunahme

der Beschäftigung in diesen Bereichen ist daher wahr­
scheinlich (Lange u.a. 1990).

Zumindest vorübergehend ungünstiger ist die Situation 
im Bereich der öffentlichen Verwaltung und des Sozial- und 
Gesundheitswesens. In Westdeutschland hat sich in 
diesen Bereichen über die Jahrzehnte eine Arbeitsteilung 
zwischen Kommunen, Ländern, Sozialversicherungsträ­
gern, Organisationen ohne Erwerbscharakter und privaten 
Unternehmen entwickelt. In den neuen Bundesländern 
werden diese Aufgaben zur Zeit fast ausschließlich von öf­
fentlichen Trägern wahrgenommen, die finanziell damit 
völlig überfordert sind. Obwohl im Vergleich mit West­
deutschland die personellen Kapazitäten in der öffentli­
chen Verwaltung und im Gesundheitswesen durchschnitt­
lich gesehen kaum größer sind, ist daher zumindest mittel­
fristig mit einem Beschäftigungsabbau zu rechnen (DIW 
1990).

Die Chancen der Städte, von der insgesamt dennoch po­
sitiven Entwicklung im Dienstleistungsbereich zu profi­
tieren, sind vergleichsweise günstig. Der Anpassungs­
prozeß des Industriesektors läßt trotz fehlender Leitungs­
funktionen bei vielen Zweigniederlassungen (Gräber u.a. 
1986) eine steigende Nachfrage bei unternehmensorien­
tierten Dienstleistungen erwarten, zumal diese Dienste 
städtische Standorte bevorzugen. Allerdings hängt dies 
auch davon ab, inwieweit es gelingt, die ansässigen Indu­
strieunternehmen zu konsolidieren und ob es zu Neuan- 
siedlungen in den Städten oder ihrem Umland kommt.

Im Bereich privater haushaltsorientierter Dienstlei­
stungen wird insbesondere der Einzelhandel und das Kre­
ditgewerbe in den meisten Städten überdurchschnittlich 
an Bedeutung gewinnen. In der ehemaligen DDR ist mit 
Ausnahme Ostberlins versucht worden, eine relativ gleich­
mäßige Verteilung der Dienste in diesen Bereichen zu 
erreichen, ohne daß besondere zentralörtliche Schwer­
punkte gesetzt wurden. Aufgrund ihrer Funktion als Ober­
zentren besitzen daher gerade die Städte einen beson­
deren Nachholbedarf.

Bei der öffentlichen Verwaltung allerdings wird die Not­
wendigkeit zum Beschäftigungsabbau in manchen 
Städten deutlich höher sein als im Durchschnitt der ehe­
maligen DDR. Im besonderen Maße gilt dies für Ostberlin 
und die ehemaligen Bezirksstädte, die nicht Landeshaupt­
städte werden.

3. Schätzung auf der Basis von Vergleichsstädten

Der zu erwartende Wandel der städtischen Funktionen 
stellt enorme Anforderungen an den Städtebau. Die Trans­
formation von der planwirtschaftlichen Industrie- zur 
marktwirtschaftlichen Dienstleistungsstadt verändert 
dabei nicht nur die Struktur des Flächenbedarfs und der 
Verkehrsströme, sondern läßt auch insgesamt die Stadt­
entwicklungsplanung in ihrer Funktion als Standortfaktor 
der wirtschaftlichen Entwicklung bedeutender werden
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(Heinz 1990; Hull, Hjern 1987). Um dem Rechnung zu 
tragen, ist hier ein Analyseansatz entwickelt worden, der 
eine quantitative Abschätzung der Größenordnung der 
Veränderungen durch den Funktionswandel ermöglicht.

In regionalen Prognosen für die alte Bundesrepublik ist 
ein wesentlicher Ansatzpunkt zur Quantifizierung von zu­
künftigen Veränderungen der bisherige Entwicklungstrend 
der jeweiligen Region (Peschel 1989). Angesichts der be­
sonderen Umbruchsituation in den Städten der ehema­
ligen DDR lassen sich mit diesem Instrumentarium kaum 
künftige Perspektiven für die Städte ableiten. Eher ist zu er­
warten, daß bei zumindest längerfristig ähnlichen Rah­
menbedingungen die Stadtentwicklung in Ostdeutschland 
sich an westdeutschen Verhältnissen orientieren wird. Es 
bietet sich daher an, Anhaltspunkte für die künftige Ent­
wicklung einzelner Städte aus einem Vergleich mit Städten 
in der alten Bundesrepublik zu gewinnen, die durch ähn­
liche Strukturmerkmale gekennzeichnet sind.

Die Stadt Brandenburg ist mit mehr als 90 000 Einwoh­
nern und über 50 000 Beschäftigten eines der bedeutend­
sten Mittelzentren in Ostdeutschland. Prägend für die hi­
storische Entwicklung Brandenburgs warseine Nähe zum 
Großraum Berlin-Potsdam. Auch künftig, wenn die Stadt­
hälften Berlins wieder zu einer Agglomeration zusammen­
wachsen, wird dieser Einfluß dominierend sein (Müller, 
Pfeiffer 1990; Neumann, Usbeck 1989).

Das Umland Brandenburgs ist — wie die nördlichen Teile 
der ehemaligen DDR — weitgehend ländlich geprägt. Bis 
zu 25 vH der Beschäftigten in diesem Gebiet sind in der 
Land-und Forstwirtschaft tätig. Für den Umlandkreis Bran­
denburg-Land hat die Stadt zentralörtliche Bedeutung. 
Auch Gemeinden in den Kreisen Rathenow, Belzig, 
Genthin und teilweise auch Nauen sind stark mit Branden­
burg verflochten. Dies wird auch darin deutlich, daß 1989 
von den rund 50 000 Arbeitsplätzen mehr als 6 000 von den

Tabelle 1
Charakteristika Brandenburgs und westdeutscher Vergleichsstädte

Branden­
burg

Neumünster Lüneburg Aschaffen­
burg

Arnberg Ingolstadt Rosenheim

Einwohnerzahl in 1000 
Personen 93 78 59 61 42 96 53

Einwohnerzahl des Um­
landes in 1000 Personen1) 350 320 370 370 220 450 310

Zentrum  der Agglomeration Berlin Hamburg Hamburg Frankfurt Nürnberg München München

Entfernung zur 
Agglomeration in km2) 60 60 50 40 50 70 40

Einwohnerzahl der Agglom e­
ration
in 1000 Personen 3 970 2 772 2 772 3 106 1 158 2 252 2 252

1) Wegen der ungenügenden Datenverfügbarkeit mußte eine sehr weite Abgrenzung vorgenommen werden. — z) Luftlin ie zum 
Stadtzentrum.
Quellen: Fege, B., Göbel, M., Jung, H.-U., Regionalreport der DDR 1990, Berlin-Karlshorst/Hannover 1990; Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 1,1988; Berechnungen des DIW.

Bewohnern des Umlandes besetzt wurden (Schreiner u.a. 
1990). Für eine Abschätzung der zukünftigen Beschäfti­
gungsstrukturen in Brandenburg bietet sich daher ein Ver­
gleich mit bundesdeutschen Städten an, die

— eine ähnliche Einwohnerzahl,

— eine entsprechende Lage zu einer Großagglomeration 
und

— ein eher ländliches Umland

haben. Von den westdeutschen Stadtregionen sind nach 
diesen Kriterien Neumünster, Lüneburg, Aschaffenburg, 
Arnberg, Ingolstadt und Rosenheim im weiteren Sinne am 
ehesten geeignet, für den Städtevergleich herangezogen 
zu werden (Tabelle 1).

Die Auswahl der Vergleichsstädte orientiert sich dabei 
ausschließlich an wirtschaftsgeographischen Gesichts­
punkten. W irtschaftsstrukturelle Merkmale sind nicht be­
rücksichtigt worden, da in der jetzigen Umbruchphase die 
bisherige Wirtschaftsstruktur Brandenburgs nur bedingt 
Rückschlüsse auf die zukünftigen Aktivitätsschwerpunkte 
der Stadt zuläßt. Somit gibt gerade die Unterschiedlichkeit 
in der W irtschaftsstruktur der Vergleichsstädte die Mög­
lichkeit, verschiedene Optionen für die künftige Entwick­
lung in Brandenburg darzustellen (Tabelle 2).

In den Städten Lüneburg und Rosenheim ist der Indu­
striebereich nur gering ausgeprägt. Handel und Dienstlei­
stungen hingegen stellen weit über 50 vH der Arbeits­
plätze. Auch in Neumünster, Aschaffenburg und Arnberg ist 
der Dienstleistungsbereich dominierend. Die Industrie be­
sitzt nach einer erheblichen Rückführung in den letzten 
Jahrzehnten aber immer noch eine große Bedeutung für 
die W irtschaft dieser Städte. In Ingolstadt dagegen ist noch 
heute die Industrie der prägende Faktor der Stadt. Deutlich 
über 50 vH der Beschäftigten arbeiten in diesem Bereich, 
der von einem Großunternehmen im Automobilbau domi­
niert wird.
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Tabelle 2
Beschäftigungsstruktur Brandenburgs 1989 im Vergleich

W irtschaftszweige
Branden­

burg
Frankfurt

(Oder)
ehemaliqe

DDR
Neumün­

ster
Lüneburg Aschaffen­

burg
Arnberg Ingol­

stadt
Rosen­
heim

Anteile in vH

Landw irtschaft1) 0,9 3,4 10,8 0,4 0,1 0,1 0,1 0,1 0,4

Produzierendes Gewerbe2) 39,6 29,9 40,2 29,8 21,6 34,6 36,3 51,6 25,6

Bauwirtschaft 13,8 6,7 6,4 7,3 5,3 5,8 7,4 5,8 7,3

Verkehr 13,6 12,1 7,5 8,1 4,6 7,0 3,8 4,5 7,6

Handel3) 10,2 13,4 10,3 17,9 17,3 16,2 15,4 10,0 19,3

Dienstleistungen4) 21,9 34,6 24,8 36,5 51,1 36,2 37,0 28,0 39,7

Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100

1) In der Arbeitsstättenzählung nur teilweise erfaßt. — 2) Ohne Bauwirtschaft. — 3) Einschließlich Gastgewerbe. — 4) Ein­
schließlich Staat, ohne Gastgewewrbe.

Quellen: Berufstätigenzählung der DDR 1989; Arbeitsstättenzählung 1987 und Beschäftigtenstatistik 1989 der Bundesrepublik; 
volksw irtschaftliche Gesamtrechnung der Bundesrepublik 1989; Berechnungen des DIW.

Die Beschäftigungsstruktur der Stadt Brandenburg 
weist demgegenüber mit etwa 40 vH einen Anteil des verar­
beitenden Gewerbes aus, der geringer ist als in Ingolstadt, 
aber höher als in allen anderen Vergleichsstädten. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß eindeutig industrielle Ferti­
gungen, wie die Produktion von Fertigbauteilen und Gleis­
körpern, nicht dem verarbeitenden Gewerbe, sondern dem 
Baugewerbe und dem Verkehrssektor zugeordnet sind. 
Rechnet man die Beschäftigten in diesen Großbetrieben 
hinzu, erreicht auch in Brandenburg der Bereich des pro­
duzierenden Gewerbes einen Beschäftigtenanteil von 
über 50 vH. Handel und Dienstleistungen sind hingegen 
unterentwickelt. Sowohl im Anteil an der Beschäftigung als 
auch je Einwohner gerechnet wird noch nicht einmal der 
Durchschnitt in der ehemaligen DDR erreicht.

Um aus einem Vergleich mit den westdeutschen Städten 
Szenarien für die Entwicklung von Handel und Dienstlei­
stungen entwickeln zu können, ist es erforderlich, eine de- 
tailierte Analyse der wirtschaftlichen Aktivitäten in diesem 
Bereich vorzunehmen. Für die westdeutschen Städte sind 
hier die Arbeitsstätten- und Volkszählung von 1987 und die 
Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit von 
1987 und 1989 herangezogen worden. Vergleichbare — 
wenn auch weniger tief gegliederte Informationen — sind 
für Brandenburg aus der Berufstätigenzählung von 1989 
entnommen worden.

Um festzustellen, welcher Ausstattungsbedarf sich aus 
dem Vergleich mit westdeutschen Verhältnissen ergibt, ist 
die Beschäftigung je Einwohner in den einzelnen Dienstlei­
stungszweigen berechnet worden. Allerdings ist zu berück­
sichtigen, daß trotz des eher ländlichen Umlands in allen 
westdeutschen Städten die Bevölkerungsdichte dort weit 
höher ist als in Brandenburg. Ansatzpunkt der Abschät­
zung der spezifischen Bedeutung des Umlandes für den 
Dienstleistungsbereich ist die Relation der Einwohnerzahl

der Stadt zur Einwohnerzahl des Umlandes (vgl. Tabelle 1). 
Für den Vergleich der westdeutschen Städte mit Branden­
burg ist anhand dieser Relation ein Abschlag von 10 vH bis 
40 vH der Beschäftigung vorgenommen worden. Auf 
dieser Basis konnten dann die Einzelergebnisse anhand 
der Einwohnerzahl Brandenburgs hochgerechnet werden, 
so daß ein direkter Vergleich mit den bisherigen perso­
nellen Kapazitäten der Stadt im Handel und den Dienstlei­
stungen möglich war.

4. Bedeutung der Einkommensunterschiede

Eine wesentliche Determinante der Entwicklungspoten­
tiale im Dienstleistungsbereich sind die in der Region er­
zielten bzw. wirksam werdenden Einkommen. Die Einkom­
mensunterschiede zwischen West- und Ostdeutschland 
sind zur Zeit noch sehr groß. 1990 erreichten die Bruttoein­
kommen der Beschäftigten im Gebiet der ehemaligen DDR 
schätzungsweise nur etwa 40 vH des Wertes für die alte 
Bundesrepublik. Berücksichtigt man die höhere Erwerbs­
quote der Frauen und die relativ geringe Steuer- und Abga­
benbelastung in Ostdeutschland, betragen die Haushalts­
nettoeinkommen näherungsweise 60 vH des westdeut­
schen Niveaus (Gornig, Schwarze, Steinhöfel 1990).

Darüber hinaus liegt das Preisniveau bei einigen we­
sentlichen Konsumgütern — insbesondere im Bereich 
Wohnen — noch deutlich unter dem in Westdeutschland 
(Statistisches Bundesamt 1990). Bei den real verfügbaren 
Haushaltseinkommen, die entscheidend auch für die 
Nachfrage nach Dienstleistungen sind, ist daher der Ab­
stand zur alten Bundesrepublik vermutlich noch geringer.

Für die künftige Entwicklung der Erwerbseinkommen in 
der ehemaligen DDR zeichnet sich eine Strategie der 
schnellen Anpassung des Lohnniveaus an westdeutsche
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Verhältnisse ab (Bäcker u.a. 1990; Gornig, Schwarze 
1990). Trotz steigender Erwerbseinkommen bestehen für 
die Entwicklung der regionalen Kaufkraft in den Städten 
und ihrem Umland erhebliche Unsicherheiten. So werden 
die Preise für bislang subventionierte Güter — wie Verkehr, 
Strom und Mieten — auf mittlere Frist stark steigen, und es 
werden nicht alle Einwohner von den steigenden Ein­
kommen profitieren (Müller-Krumholz 1990; DIW 1991). 
Auch in der Stadt Brandenburg und seinem Umland wird, 
bedingt durch die ökonomischen Umstellungsschwierig­
keiten in Industrie und Landwirtschaft, eine große Zahl der 
Beschäftigten von Arbeitslosigkeit betroffen sein. Dies er­
höht den Grad der Unsicherheit über die Entwicklung der 
regionalen Kaufkraft und damit auch der Entwicklung der 
Dienstleistungen. Wie unterschiedlich sich die Beschäfti­
gung in den letzten Jahrzehnten in den westdeutschen Ver­
gleichsstädten entwickelt hat, zeigt Tabelle 3.

In der Tendenz ist die Entwicklung des Handels und der 
Dienstleistungen um so günstiger, je besser sich das pro­
duzierende Gewerbe behaupten kann. Besonders stark 
auf Beschäftigungseinbrüche in der Industrie und damit 
verbundenen Kaufkraft- und Nachfrageausfälle reagieren 
offenbar die Zweige Einzelhandel und Beratungsdienstlei­
stungen. Während in Neumünster bei einem Rückgang der 
Industriebeschäftigung um über 25 vH der Einzelhandel  ̂
und die Beratungsdienstleistungen fast stagnieren, steigt 
in Ingolstadt bei Ausweitung der Industrie die Beschäfti­
gung im Handel um die Hälfte und bei Beratungsdienstlei­
stungen auf das Fünffache.

Obwohl in den meisten Stadtregionen Ostdeutschlands
— so auch in der Stadt Brandenburg und seinem Umland
— erhebliche Gefahren für die Beschäftigung in der Indu­
strie und Landwirtschaft bestehen, sollten dennoch die

Entwicklungsmöglichkeiten des Dienstleistungsbereichs 
nicht unterschätzt werden. Zum einen besteht durch die 
Anpassung an marktwirtschaftliche Verhältnisse auch bei 
deutlich geringerer Kaufkraft ein erheblicher Nachholbe­
darf; und zum anderen kann die regionale Kaufkraft durch 
Einkommenszuflüsse aus anderen Regionen gestützt 
werden. Von Bedeutung können hier Ausgaben von Touri­
sten sein, aber auch gesamtstaatliche Transferzahlungen 
beispielsweise aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit.

Daß es auch erhebliche Spielräume für dte Abkoppelung 
des Dienstleistungsbereichs von der Entwicklung des pro­
duzierenden Gewerbes in der Bundesrepublik Deutsch­
land gibt, zeigt die Entwicklung in einigen Städten altindu­
strieller Ballungsgebiete: So hat sich in Dortmund trotz 
einer Halbierung der Industriebeschäftigung und damit 
verbundener hoher Arbeitslosigkeit und Abwanderung die 
Beschäftigtenzahl bei den Dienstleistungen von 1970 bis 
1987 fast verdoppelt.

5. Anpassung der Kapazitäten 
im Dienstleistungsbereich

Bei der Bestimmung des Anpassungsbedarfs geht es 
zunächst um die Grundausstattung an Dienstleistungsakti­
vitäten, die eine Stadt in Westdeutschland in einer ver­
gleichbaren wirtschaftsgeographischen Lage benötigt. 
Das heißt, welche personellen Kapazitäten müssen in einer 
Stadt, unabhängig von ihren spezifischen Schwerpunkten 
mindestens verfügbar sein, um Aufgaben eines Mittelzen­
trums zu erfüllen. Zur Abschätzung dieser Kapazitäten ist 
— für jeden Dienstleistungszweig getrennt — die geringste

Tabelle 3
Entwicklung der Beschäftigung In westdeutschen Städten von 1970 bis 1987

Wirtschaftszweige
Neumün­

ster
Lüneburg Aschaffen­

burg
Arnberg Ingol­

stadt
Rosen­
heim

Dortmund altes
Bundesgeb.

Veränderung in vH

Landw irtschaft1) — — — — — — — - 4 2 ,0
Produzierendes Gewerbe2) -2 6 ,3 - 3 ,2 - 9 ,3 - 8 ,4 27,3 - 2 ,0 -4 5 ,3 - 1 8 ,6
Bauwirtschaft -3 1 ,7 -1 0 ,3 - 2 7 ,0 -1 8 ,1 36,5 9,1 - 2 2 ,3 - 1 2 ,6
Verkehrsgewerbe - 0 ,7 5,9 12,4 10,7 56,5 22,8 - 5 ,1 5,5

Handel3) 9,7 31,9 13,2 8,0 44,3 38,4 - 4 ,6 12,4
dar. Gastgewerbe 44,7 119,7 103,0 79,6 108,3 135,3 18,9 1,3

Einzelhandel 1,1 38,9 27,5 10,4 50,7 48,1 - 3 ,3 14,3

Dienstle istungen4) 43,3 84,8 176,4 81,6 162,0 142,7 90,8 74,9
dar. Kreditinstitute 48,0 83,3 87,0 62,8 72,1 91,9 31,2 43,2

Beratungsdienst!. 6,9 46,3 132,2 76,2 510,6 168,9 6,3 220,7

Insgesamt - 3 ,8 28,8 21,0 11,6 49,8 38,9 - 5 , 7 5,9

1) In den Arbeitsstättenzählungen nur teilweise erfaßt. — 2) Ohne Bauwirtschaft. — 3) Einschließlich Gastgewerbe. — 4) Ein­
schließlich Staat, ohne Gastgewerbe.
Quellen: Arbeitsstättenzählungen der Bundesrepublik von 1970 und 1987; volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Bundes­

republik 1989; Berechnungendes DIW.
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Beschäftigung je Einwohner einer der westdeutschen Ver­
gleichsstädte auf Brandenburg übertragen worden.

Freilich muß es Ziel der Stadt Brandenburg sein, nicht 
nur Minimalstandards zu erreichen, sondern vergleichbare 
Verhältnisse wie in Westdeutschland herzustellen. Um zu 
veranschaulichen, welche Kapazitätsanpassungen hierzu 
notwendig würden, ist berechnet worden, welche Beschäf­
tigtenzahl erreicht werden müßte, um die Ausstattung im 
Dienstleistungsbereich je Einwohner wie im Durchschnitt 
der westdeutschen Vergleichsstädte zu erreichen.

Die Berechnungen machen deutlich, daß die derzeitigen 
Kapazitäten im Dienstleistungsbereich Brandenburgs 
nicht ausreichen, die Aufgaben eines Oberzentrums wahr­
zunehmen. Auch wenn nur minimale Ausstattungstan­
dards erreicht werden sollen, müßte gegenüber 1989 die 
Beschäftigung in Handel und Dienstleistungen um fast 
10 vH steigen. Vergleicht man die bisherigen Kapazitäten 
mit dem Durchschnitt westdeutscher Städte, wäre sogar 
ein Beschäftigungszuwachs von über 30 vH bzw. von etwa 
5 00 Personen notwendig (Tabelle 4).

Besonders hoch ist der Zusatzbedarf im Kredit- und Ver­
sicherungswesen. Hier wäre zum Erreichen minimaler 
oder durchschnittlicher Ausstattungsstandards eine Ver­
dreifachung bzw. Vervierfachung der personellen Kapazi­
täten erforderlich. Auch im Einzelhandel besteht ein großer 
Nachholbedarf. Bei einer minimalen Ausstattung läge die 
Beschäftigung gegenüber 1989 um 20 vH höher und bei

einer durchschnittlichen Ausstattung wäre sogar ein Be­
schäftigungszuwachs um 40 vH nötig. Parallel hierzu 
müßten dann auch die Kapazitäten im Großhandel deutlich 
ausgeweitet werden.

Anders sehen die Ergebnisse im Bereich sonstiger 
Dienstleistungen einschließlich Staat aus. Gegenwärtig 
liegen die personellen Kapazitäten um etwa 1 500 Per­
sonen über dem geringsten Wert in Westdeutschland. Erst 
wenn die Ausstattung in der Stadt Brandenburg durch­
schnittliche Verhältnisse wie in den westdeutschen Ver­
gleichsstädten erreicht, würde die Beschäftigung höher 
liegen als 1989.

Über diese Betrachtung hinaus ist es zur Bestimmung 
des konkreten Zusatzbedarfs und der Umstrukturierungs­
anforderungen nötig, soweit als möglich auch die Kapazi­
tätsanforderungen in den Einzelbereichen von Handel und 
Dienstleistungen zu betrachten. Das vorhandene statisti­
sche Material über die Beschäftigung in Brandenburg läßt 
allerdings eine differenzierte Zuordnung nur in Ausnahme­
fällen zu. Ein Vergleich der Kapazitätsanforderungen mit 
der Status quo-Situation ist daher nur bedingt möglich.

Für den Bereich Einzelhandel ohne Versandhandel wird 
beispielsweise dennoch deutlich, daß für die zukünftigen 
personellen Kapazitäten das Gastgewerbe eine wichtige 
Position einnimmt. Der Beschäftigungsanteil des Gastge­
werbes am Einzelhandel beträgt sowohl bei minimaler als 
auch bei durchschnittlicher Ausstattung etwa 20 vH.

Tabelle 4
Beschäftigungsbedarf im Dienstleistungsbereich

Wirtschaftszweige

Brandenburg
1989

Bei m inimalster 
Ausstattung aller 

Vergleichsstädte1)

Bei durchschnittlicher 
Ausstattung wie in den 

Vergleichsstädten1)

Beschäftigte in Personen

Groß- und Versandhandel 1 251 1 317 2 240

Einzelhandel2) 4 144 5 102 5 826
Warenhäuser — 764
Lebensmittelmärkte — 4 1013) 304
übriger Einzelhandel — 3 502
Gastgewerbe — 1 001 1 256

Kredit-, und Versicherungswesen 329 1 016 1 251
Kreditinstitute 242 784 886
Versicherungsunternehmen 87 232 364

Sonstige D ienstleistungen4) 11 301 10910 13 029
Beratungsdienstleistungen — 898 1 507
Reinigung/Körperpflege — 877 1 373
andere D ienstleistungen5) 10 668 9 135 10 149

Insgesamt 17 025 18 345 22 345

1) Beschäftigungszahl in Brandenburg bei gleicher Ausstattung je Kopf unter Berücksichtigung unterschiedlicher Bevölkerungs­
dichte im Umland. — 2) Einschließlich Gastgewerbe, ohne Versandhandel. — 3) Aufgrund der hohen Substituierbarkeit ist der 
M inimalwert für die drei Bereiche zusammen bestimmt worden. — 4) Einschließlich Staat, ohne Gastgewerbe. — 5) Einschließ­
lich Staat.

Quellen: Berufstätigenzählung der DDR 1989; Arbeitsstätten- und Volkszählung 1987 und Beschäftigtenstatistik 1987 und 1989 
der Bundesrepublik; Berechnungen des DIW.
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Auch scheint es für die künftigen städtebaulichen Aktivi­
täten wichtig, daß Warenhäuser und Supermärkte — so be­
deutend diese Kapazitäten auch sind — durch den spezifi­
schen Einzelhandel ergänzt werden müssen. Bei einer 
Ausstattung Brandenburgs oder anderer ostdeutscher 
Städte wie im Durchschnitt der westdeutschen Vergleichs­
städte würde dieser Bereich die dreifachen personellen Ka­
pazitäten von Warenhäusern und Lebensmittelmärkten 
binden. Zu berücksichtigen ist allerdings auch, daß sich in 
den einzelnen westdeutschen Städten sehr unterschied­
liche Arbeitsteilungen zwischen diesen Sparten entwickelt 
haben, da offenbar eine hohe Substituierbarkeit besteht. 
Daher ist auch bei der Betrachtung des minimalen Ausstat­
tungsniveaus auf eine Differenzierung nach den ge­
nannten Einzelhandelssparten verzichtet worden.

Besonders unterentwickelt ist in Brandenburg, wie in fast 
allen Städten der ehemaligen DDR, das Kredit- und Versi­
cherungswesen. Die notwendigen personellen Kapazi­
täten sowohl bei Kreditinstituten als auch bei Versiche­
rungsunternehmen liegen erheblich über denen Branden­
burgs 1989. Deutlich wird dabei besonders die 
Grundfunktion des Kreditwesens in der Marktwirtschaft. In 
diesem Bereich gibt es deshalb kaum Unterschiede zwi­
schen dem Beschäftigungsbedarf bei minimaler Ausstat­
tung und dem bei durchschnittlicher Ausstattung ver­
gleichbarer Städte.

Sehr unterschiedlich ist die Situation dagegen bei den 
sonstigen Dienstleistungen einschließlich Staat, für die 
sich im Vergleich zu den minimalen Kapazitätsanforde­
rungen insgesamt ein personeller Überhang ergibt. Für 
den Bereich Beratung, ebenso wie für Reinigung und Kör­
perpflege gilt dies allerdings nicht. Sollte hier die minimale 
oder durchschnittliche Ausstattung wie in den westdeut­
schen Vergleichsstädten erreicht werden, ist sogar eine 
Verdreifachung bzw. Verfünffachung der Personalkapazi­
täten erforderlich.

Die personelle Überbesetzung bezieht sich ausschließ­
lich auf den Bereich solcher Dienstleistungen, in dem 
öffentlich-rechtliche Organisationsformen dominieren. Im 
Vergleich zur minimalen Ausstattung in westdeutschen 
Städten ergibt sich in Brandenburg eine um etwa 15 vH hö­
here Beschäftigung, die auch noch bei der Durchschnitts­
betrachtung größer wäre als in Westdeutschland. Ursache 
hierfür ist vermutlich der hohe Beschäftigungsstand insbe­
sondere im Gesundheits- und Sozialwesen der Städte der 
ehemaligen DDR.

6. Optionen für die Entwicklung 
des Dienstleistungsbereichs

Neben den Grundfunktionen, die ein Ober- bzw. Mittel­
zentrum wahrzunehmen hat, besitzt darüber hinaus jede 
der westdeutschen Vergleichsstädte spezifische Schwer­
punkte im Dienstleistungsbereich. Auch in den Städten 
Ostdeutschlands werden sich solche Schwerpunkte ent­

wickeln. Von den vielen denkbaren Optionen erscheinen 
für den Beispielsfall Brandenburg zwei Schwerpunkte be­
sonders interessant.

Die Stadt Brandenburg ist bislang ein w ichtiger Indu­
striestandort in Ostdeutschland. Wie überall in der ehema­
ligen DDR sind jedoch komplementäre unternehmens­
orientierte Dienstleistungen der Industrie nicht aufgebaut 
worden. Allerdings ist die Industriestruktur mit über 50 vH 
der Beschäftigten einseitig auf die Schwerindustrie ausge­
richtet, und auch andere für die Stadt wichtige Bereiche — 
wie das Bekleidungsgewerbe — stehen vor großen Anpas­
sungsproblemen. Sollte es dennoch gelingen — auch auf­
grund der Nähe zum Ballungsraum Berlin-Potsdam und 
der guten Anbindung an die West-Ost-Verkehrsachsen — 
den Industriestandort Brandenburg fortzuentwickeln, er­
geben sich daraus enorme Wachstumspotentiale bei 
Beratungs- und Finanzdienstleistungen.

Ein weiterer Dienstleistungsschwerpunkt könnte sich für 
die Stadt Brandenburg aufgrund ihres weitgehend unver­
bauten historischen Stadtkerns und ihrer Lage in einem der 
reizvollsten Naherholungsgebiete Berlins ergeben. Ge­
lingt es, einerseits Brandenburg als Zentrum dieses Erho­
lungsgebietes zu enwickeln und andererseits die Innen­
stadt Brandenburgs deutlich aufzuwerten, bestehen gute 
Möglichkeiten, vom besonders expansiven Bereich der 
Tages- und Kurzreisen zu profitieren. Längerfristig kommt 
bei einer Ausdehnung des Ballungsraums Berlin hinzu, 
daß die Stadt auch als Wohnsitz interessant wird. Wachs­
tumsimpulse ergeben sich daraus vornehmlich für das 
Gastgewerbe, aber auch für den Einzelhandel und haus­
haltsorientierte Dienstleistungen.

Für die Quantifizierung der sich aus den beiden mögli­
chen Dienstleistungsschwerpunkten ergebenden Be­
schäftigungspotentiale stellt sich die Frage, durch welche 
der westdeutschen Vergleichsstädte sie am ehesten nach­
gezeichnet werden können.

Im Fall des Aufbaus eines unternehmensorientierten 
Dienstleistungsschwerpunktes bei einer Fortentwicklung 
der Industriestruktur in Brandenburg könnte die Stadt 
Aschaffenburg geeignet sein. In der Stadt sind zwar heute 
nur noch knapp 35 vH der Beschäftigten in der Industrie 
tätig, aber 1970 waren es immerhin noch weit über 45 vH. 
Zu diesem Zeitpunkt arbeiteten fast 50 vH der Industriebe­
schäftigten in der Textil- und Holzverarbeitung. Bis 1987 
wurde in diesen Bereichen die Beschäftigungszahl fast 
halbiert. Dennoch gelang es, den Abbau der Industriebe­
schäftigung insgesamt durch die Stärkung des ebenfalls 
bedeutenden Maschinenbaus auf etwa 10 vH zu be­
grenzen und den Bereich unternehmensorientierter 
Dienstleistungen massiv auszubauen (vergleiche auch Ta­
belle 3).

Im Fall der Entwicklung eines Dienstleistungsschwer­
punktes in Brandenburg, aufbauend auf Touristik- und 
Wohnfunktionen, könnte die Stadt Lüneburg Anhalts­
punkte liefern. Sowohl die historische Altstadt als auch das
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attraktive Umland verschaffen der Region einen hohen 
Freizeit- und Wohnwert. Der Beschäftigungsanteil von 
Handel und Dienstleistungen liegt dementsprechend 
heute in Lüneburg mit fast 70 vH weit über dem Durch­
schnitt vergleichbarer Städte. Die Bedeutung der Industrie 
ist in der Stadt mit einem Beschäftigungsanteil von etwas 
über 20 vH dagegen gering. Dies ist allerdings nicht Aus­
druck eines massiven Beschäftigungsabbaus in den 
letzten Jahrzehnten, sondern gibt die traditionell schwache 
industrielle Prägung Lüneburgs wieder.

In Analogie zu der personellen Ausstattung im Dienstlei­
stungsbereich in Aschaffenburg und Lüneburg lassen sich 
mögliche Beschäftigungspotentiale Brandenburgs be­
stimmen. Diese würden — Handel und Dienstleistungen 
zusammengefaßt — um bis zu 40 vH höher liegen als die 
entsprechende Beschäftigung in Brandenburg 1989. Das 
Beschäftigungsniveau insgesamt könnte demnach um 
nochmals 5 000 Personen höher liegen, als dies zur Erfül­
lung der Grundfunktionen im Dienstleistungsbereich not­
wendig wäre (Tabelle 5).

Von einer solchen Entwicklung würden alle Bereiche 
profitieren. Gegenüber der notwendigen Minimalausstat­
tung wäre im Einzelhandel eine zusätzliche Beschäftigung 
von fast 600 bis 1 000 Personen nötig. Bei den Kreditinsti­
tuten und Versicherungsunternehmen wären es über 300 
Beschäftigte. Der Zusatzbedarf bei den sonstigen Dienst­
leistungen würde sogar bis zu 3 500 Personen reichen.

Die Unterschiede in den Dienstleistungsschwer­
punkten, aufbauend auf einem leistungsfähigen Industrie­
sektor (Aschaffenburg) oder einem hohen Freizeit- und 
Wohnwert (Lüneburg), lassen sich dabei weniger im Be­

Tabelle 5
Beschäftigungspotentiale

schäftigungsniveau als mehr in der Beschäftigungs­
struktur erkennen. Während bei einer Ausstattung wie in 
Aschaffenburg insbesondere Beratungs- und Finanz­
dienstleistungen gestärkt werden, profitiert bei einer Aus­
stattung wie in Lüneburg vorwiegend das Gastgewerbe. 
Aber auch der übrige Einzelhandel und andere haushalts­
orientierte Dienstleistungen wie die Reinigung und Körper­
pflege würden an Bedeutung gewinnen.

7. Schlußfolgerungen

Inden bisherigen Ausführungen ist versucht worden, Be­
schäftigungsbedarf und -optionen von Handel und Dienst­
leistungen in ostdeutschen Städten am Beispiel Branden­
burgs darzustellen. Die quantitativen Abschätzungen be­
ziehen sich aufgrund des Vergleichs mit westdeutschen 
Städten dabei eher auf die längere Frist. Die Entwicklung 
des Dienstleistungsbereichs wird aber auch in den Städten 
mehr oder weniger von den kurzfristigen Problemen der 
ökonomischen Umstrukturierung betroffen sein. Daher ist 
der Versuch unternommen worden, in einem Szenario die 
Entwicklung von Handel und Dienstleistungen auch in 
ihrer zeitlichen Dimension abzugreifen.

Im Einzelhandel läßt sich bereits jetzt erkennen, daß der 
erhebliche Nachholbedarf schon zu Kapazitätsauswei­
tungen geführt hat. Die hohen Gewerbeanmeldungen in 
diesem Bereich und die teilweise enormen Gewerbe­
mieten in innerstädtischen Lagen weisen darauf hin (Schu­
bert 1990). Aufgrund von Engpässen bei den Flächen und 
der Qualifikation der erforderlichen Arbeitskräfte sowie

im Dienstleistungsbereich

W irtschaftszweige
Brandenburg

1989
Bei Ausstattung wie 

Aschaffenburg
Bei Ausstattung wie 

Lüneburg

Beschäftigte in Personen

Groß- und Versandhandel 1 251 2 961 1 930

Einzelhandel1) 4 144 5 642 6 205
W arenhäuser — 889 545
Lebensmittelmärkte — 318 530
übriger Einzelhandel — 3 086 3 539
Gastgewerbe — 1 350 1 591

Kredit-, und Versicherungswesen 329 1 348 1 360
Kreditinstitute 242 973 837
Versicherungsunternehmen 87 375 523

Sonstige D ienstleistungen2) 11 301 13 399 14 242
Beratungsdienstleistungen — 1509 1 136
Reinigung/Körperpflege — 951 1 445
andere D ienstleistungen3) 10 668 10 939 11 661

Insgesamt 17 025 23 350 23 737

1) Einschließlich Gastgewerbe, ohne Versandhandel. — 2) Einschließlich Staat, ohne Gastgewerbe. — 3) Einschließlich Staat. 

Quellen: Berufstätigenzählung der DDR 1989; Arbeitsstätten- und Volkszählung 1987 und Beschäftigtenstatistik 1987 und 1989 
der Bundesrepublik; Berechnungen des DIW.
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eines deutlichen Kaufkraftrückstandes wird die eigentliche 
Expansion in diesem Bereich allerdings erst mit einiger 
Verzögerung einsetzen. Parallel dazu werden auch noch 
bestehende Engpässe im Großhandel abzubauen sein. 
Ähnliches gilt für das Kredit- und Versicherungswesen. Al­
lerdings wird die hohe Grundfunktion dieses Bereichs in 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung zu einer rascheren 
Anpassung an westdeutsche Verhältnisse führen (Görzig, 
Gornig 1991).

Bei den sonstigen Dienstleistungen ist dagegen kurzfri­
stig eine Abnahme der Beschäftigung zu erwarten. Die Fi­
nanzprobleme der Gebietskörperschaften zwingen ver­
mutlich dazu, die Beschäftigung im Bereich administra­
tiver und sozialer Dienstleistungen rasch zu reduzieren 
(Krähmer 1990; Teichmann, Vesper 1990). Die Beschäfti­
gung in den privaten Dienstleistungsbereichen hingegen 
wird deutlich steigen. Der teilweise enorme Bedarf an Um­
qualifizierung und eine aufgrund der Umstellungspro­
bleme nur langsam wachsende Nachfrage nach 
Unternehmens- und haushaltsorientierten Dienstlei­
stungen führt allerdings dazu, daß die expansiven Effekte 
erst m ittelfristig wirksam werden (DIW 1990).

Insgesamt wäre es schon ein Erfolg, wenn bis 1993 in 
Ostdeutschland die Mindeststandards bei Handel und 
Dienstleistungen vergleichbarer Städte in Westdeutsch­
land erreicht würden. Im Vergleich zur personellen Ausstat­
tung 1989 würden in dieser Phase die wesentlichen 
Wachstumsimpulse vom Handel und vom Kredit- und Ver­
sicherungswesen ausgehen. Nach 1993 wird sich das 
Wachstumstempo in diesen Bereichen allerdings ab­
schwächen. Expansive Effekte werden in der Zeit nach 
1993 voraussichtlich von den sonstigen privaten Dienstlei­
stungen ausgehen. Die Beschäftigung bei Handel und 
Dienstleistungen insgesamt könnte dann bis zum Jahr 
2000 in Brandenburg beispielsweise einen Umfang von 
insgesamt weit über 20 000 Beschäftigten erreichen.

Die unterschiedlichen Phasen der möglichen Entwick­
lung des Dienstleistungsbereichs in den Städten der ehe­
maligen DDR machen dabei die besonderen Anforde­
rungen an die Stadtentwicklungsplanung deutlich. Einer­
seits müssen möglichst schnell die Voraussetzungen für 
die Entwicklung von Handel und Dienstleistungen ge­
schaffen werden. Schon bald realisierbare Konzepte sind 
für die Veränderung der Flächenansprüche und Verkehrs­
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ströme unerläßlich. Insbesondere Flächenausweisungen 
für den Handel werden notwendig sein, wenn man be­
denkt, daß nicht nur die Beschäftigungszahlen derzeit in 
Ostdeutschland niedriger sind als in westdeutschen 
Städten, sondern auch die Verkaufsfläche je Beschäftigten 
(Bunge 1990). Andererseits ist die Stadtentwicklungspla­
nung ihrer Intention nach langfristig ausgerichtet, so daß

die kurzfristigen Lösungsansätze in ein auch auf längere 
Frist tragfähiges Konzept für die wachsende Bedeutung 
der Städte als Dienstleistungszentren eingebunden 
werden müssen. Hierbei wird es darauf ankommen, die At­
traktivität der Innenstädte zu erhöhen und gleichzeitig die 
damit verbundenen Probleme beim Verkehr und dem stei­
genden Büroflächenbedarf zu bewältigen (Einem 1988).
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